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§  1 Einleitung

„Und raus bist du“1, „Mit harten Bandagen“2, „Wenn es ums Ganze geht“3, „Der 
Neffen-Trick“4 – mit diesen durchaus reißerischen Überschriften haben Journa-
listen in der jüngeren Vergangenheit versucht, die Augen der Betrachter auf ein 
vermeintlich trockenes, juristisches Thema zu lenken, mit welchem sich auch 
die vorliegende Arbeit beschäftigen wird. Sie behandeln allesamt die Eigenbe-
darfskündigung des Vermieters gegenüber dem Mieter gem. §  573 BGB.
Nicht nur die zitierten Zeitungsartikel verdeutlichen die gesellschaftliche Be-

deutung dieses Rechtsbereichs. Sie lässt sich auch mit Zahlen belegen. Im Jahre 
2013 wohnte mehr als jeder zweite Haushalt in Deutschland zur Miete.5 Die 
Wohneigentumsquote liegt bei rund 45  %.6 Vergegenwärtigt man sich, dass die 
Eigenbedarfskündigung der häufigste Kündigungsgrund ist, auf den sich Ver-
mieter in der Praxis berufen7, wird deutlich, welcher gesellschaftspolitische 
Zündstoff sich hinter dem Rechtsterminus der Eigenbedarfskündigung verbirgt.
Im deutschen Mietrecht hat sich im Laufe der Zeit ein besonderer Kündi-

gungsschutz zugunsten des Mieters etabliert.8 Ein auf unbestimmte Zeit abge-
schlossener Mietvertrag über Wohnraum kann vom Vermieter grundsätzlich 
nur unter den Voraussetzungen des §  573 BGB ordentlich gekündigt werden. 
Der Eigenbedarf ist eine dieser alternativen Voraussetzungen. Eigenbedarf 

i. S. d. §  573 Abs.  2 Nr.  2 BGB bedeutet dabei, dass der Vermieter einen zunächst 
an einen Mieter überlassenen Wohnraum nunmehr zu dem Zweck benötigt, 
selbst darin zu wohnen (§  573 Abs.  2 Nr.  2 Alt. 1 BGB) oder den Wohnraum 
einem ihm nahestehenden Dritten zu überlassen (§  573 Abs.  2 Nr.  2 Alt. 2, 3 

1  Gräber, Süddeutsche Zeitung v. 13.1.2017, S.  33.
2  Mühleisen, Süddeutsche Zeitung v. 11.6.2015, S. R15.
3  Janisch, Süddeutsche Zeitung v. 30.3.2017, S.  4.
4  Janisch, Süddeutsche Zeitung v. 14.12.2016, S.  1.
5  Statistisches Bundesamt, Verteilung der Haushalte in Deutschland nach Miete und 

Eigentum von 1998 bis 2013, https://de.statista.com/statistik/daten/studie/237719/umfrage/
verteilung-der-haushalte-in-deutschland-nach-miete-und-eigentum/ (besucht am 24.5.2017).

6  Hock, Warum die Deutschen eher zur Miete wohnen, http://www.faz.net/-hst-8s0h0 (be-
sucht am 24.5.2017).

7  Gramlich, Mietrecht, §  573, II. 4. Eigenbedarf; Emmerich, JuS 2015, 649 (649).
8  Siehe zur Historie unten unter §  3A, S. 35 ff.



2 §  1 Einleitung

BGB). Dies geschieht zu Lasten der Interessen des Mieters, der bei einer recht-
mäßigen Eigenbedarfskündigung die Wohnung räumen muss und dessen Le-
bensmittelpunkt sich infolgedessen zwangsläufig und häufig gegen seinen Wil-
len verändert. Spannungen sind aufgrund der gegenläufigen Interessenlagen 
von Mieter und Vermieter vorprogrammiert. Nicht umsonst beschäftigt deshalb 
die Eigenbedarfskündigung auch die Rechtsprechung in zahlreichen Fällen im-
mer wieder.
So vielschichtig und interessant die rechtlichen Fragestellungen der Eigenbe-

darfskündigung im Allgemeinen auch sein mögen – dies allein rechtfertigt es 
nicht, hierüber eine wissenschaftliche Abhandlung in Form einer Dissertation 
zu verfassen. Die allgemeine Erörterung der Rechtsfragen der Eigenbedarfs-
kündigung haben bereits zahlreiche Autoren, insbesondere diejenigen der Kom-
mentarliteratur übernommen. Daher würde eine erneute allgemeine Stellung-
nahme hierzu kaum wissenschaftlichen Mehrwert schaffen.
Interessant und wissenschaftlich bislang noch nicht zufriedenstellend durch-

drungen ist die spezielle Frage nach der Rechtmäßigkeit einer Eigenbedarfskün-
digung, wenn sie nicht von einer natürlichen Person, sondern von einer juristi-
schen Person als Vermieterin ausgesprochen wird. Der Begriff der juristischen 
Person ist im Rahmen dieser Arbeit weit zu verstehen und umfasst insbesonde-
re auch solche Verbandsformen, die gemeinhin unter dem Begriff der Personen-
gesellschaft behandelt werden.9

Juristische Personen in diesem Sinne können als bloße Gedankengebilde der 
Rechtswissenschaft mangels natürlicher Existenz nicht selbst wohnen. Mit einer 
juristischen Person sind jedoch stets auch Interessen natürlicher Personen ver-
knüpft, sei es im Hinblick auf eine Stellung als Gesellschafter, Mitglied oder im 
Falle einer Stiftung beispielsweise als begünstigter Destinatär. Dabei ist die Fra-
ge aufgetaucht, inwieweit sich eine Wohnraum vermietende juristische Person 
zwar nicht auf eigenen Wohnbedarf, jedoch auf denjenigen eines ihrer Angehö-
rigen i. S. d. §  573 BGB berufen kann.
In jüngerer Zeit war diese Fragestellung im Hinblick auf die Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts (GbR) sowie die Kommanditgesellschaft (KG) mehrfach 
Gegenstand höchstrichterlicher Rechtsprechung.10 Diese Rechtsprechung hat in 
der Literatur Kritik erfahren und deshalb den Verfasser dieser Arbeit dazu ver-
anlasst, die Frage nach der Eigenbedarfskündigung der juristischen Person 
durch eine juristische Aufarbeitung im Rahmen einer Dissertation von Grund 
auf neu zu überdenken. Diese Aufarbeitung soll in mehreren Schritten erfolgen:

9  Zu der Kritik an dieser Rechtsterminologie vgl. unten unter §  2B.II, S. 13.
10  Zur GbR vgl. BGH, NJW 2007, 2845 ff.; BGH, NJW 2009, 2738 ff.; BGH, NJW-RR 

2012, 237 ff.; BGH, NJW 2017, 547 ff.; zur KG vgl. BGH, WuM 2007, 459 ff.; BGH, NJW-RR 
2007, 1460 ff.; BGH, NJW 2011, 993 ff.


